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Stellungnahme 
der Deutschen Gesellschaft für orale Epidemiologie und Versorgungsforschung 

(DGoEV) 
zum Referentenentwurf eines 

Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze  
in der gesetzlichen Krankenversicherung (GGV-Beitragsstabilisierungsgesetz) 

 
 
Die DGOEV schließt sich vollinhaltlich der vom DNVF vorgelegten Stellungnahme1 zum 
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz) an und möchte hier zusätzlich die Perspektive der 
Versorgungsforschung in der Zahnmedizin einbringen: Diese ist bereits heute strukturell 
unterfinanziert und durch begrenzte Förderformate sowie unzureichende Forschungs-
infrastrukturen gekennzeichnet. Eine weitere Einschränkung der Fördermöglichkeiten würde 
langfristig erhebliche Einsparpotentiale verschenken, die sich aus der Erforschung 
verbesserter Präventionsmöglichkeiten auf Bevölkerungsebene ergeben würden. Die aktuelle 
Deutsche Mundgesundheitsstudie 6 zeigt, dass hier auch weiterhin erheblicher Forschungs-
bedarf besteht.  
 
Die DGoEV bedauert sehr, dass die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen 
Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) seitens des BMG bislang nicht aufgefordert wurde, 
ihre Expertise in die Beratung des Referentenentwurfs einzubringen und regt mit Nachdruck 
an, dies nachzuholen und die Perspektive der wissenschaftlichen Medizin in die weitere 
Beratung des Entwurfs einzubinden.   
 
 
1 https://www.dnvf.de/files/theme_files/pdf/PDF-
Stellungnahme/2026%2004%2022%20Stellungnahme%20Referentenentwurf%20BMG%20GKV-BStabG.pdf 
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